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e) durch Verletzung von Straßenverkehrsvorschriften 
Ordnungswidrigkeiten begeht.

Ein Mißbrauch liegt auch dann vor, wenn eine Person 
an der Mißbrauchshandlung eines Transitreisenden, die 
dieser nach Inkrafttreten dieses Abkommens während 
der jeweiligen Benutzung der Transitwege rechtswidrig 
und schuldhaft begeht oder begangen hat, als Mittäter, 
Anstifter oder Gehilfe teilnimmt.

2. Hinreichende Verdachtsgründe im Sinne dieses Ab­
kommens liegen vor, wenn im gegebenen Falle auf 
Grund bestimmter Tatsachen oder konkreter Anhalts­
punkte eine gewisse Wahrscheinlichkeit besteht, daß ein 
Mißbrauch der Transitwege für die obengenannten 
Zwecke beabsichtigt ist, begangen wird oder begangen 
worden ist.
Im Falle hinreichenden Verdachts eines Mißbrauchs 
werden die zuständigen Organe der Deutschen Demo­
kratischen Republik die Durchsuchung von Reisenden, 
der von ihnen benutzten Transportmittel sowie ihres 
persönlichen Gepäcks nach den allgemein üblichen Vor­
schriften der Deutschen Demokratischen Republik be­
züglich der öffentlichen Ordnung durchführen oder die 
Reisenden zurückweisen.

3. Bestätigt sich der Verdacht, so werden die zustän­
digen Organe der Deutschen Demokratischen Republik 
im angemessenen Verhältnis zur Schwere der Miß­
brauchshandlung entsprechend den allgemein üblichen 
Vorschriften der Deutschen Demokratischen Republik 
bezüglich der öffentlichen Ordnung

a) einen Verweis oder eine Ordnungsstrafe oder eine 
Verwarnung mit Ordnungsgeld aussprechen oder 
Gegenstände einziehen;

b) Gegenstände sicherstellen oder beschlagnahmen;
c) Personen zurückweisen oder zeitweilig von der 

Benutzung der Transitwege ausschließen oder
d) Personen festnehmen.
4. Bei Straftaten können die in Ziffer 3 genannten 

Maßnahmen auch dann getroffen werden, wenn die 
Straftaten bei einer früheren Benutzung der Transit­
wege begangen wurden.

5. Über Maßnahmen im Sinne der Ziffer 3 werden 
dem Betroffenen die nach den allgemein üblichen Vor­
schriften der Deutschen Demokratischen Republik be­
züglich der öffentlichen Ordnung vorgesehenen Doku­
mente ausgehändigt. Sind Gegenstände beschlagnahmt, 
sichergestellt oder eingezogen worden, so ist dem Be­
troffenen ein Verzeichnis der Gegenstände zu über­
geben.
Über Festnahmen, den Ausschluß von Personen von der 
Benutzung der Transitwege und Zurückweisungen so­
wie über die dafür maßgebenden Gründe werden die 
zuständigen Organe der Deutschen Demokratischen Re­
publik alsbald die zuständigen Behörden der Bundes­
republik Deutschland unterrichten.

6. Wenn eine Mißbrauchshandlung entdeckt worden 
ist, nachdem der dafür verantwortliche Reisende die 
Transitstrecken der Deutschen Demokratischen Repu­
blik verlassen hat, so können die zuständigen Organe 
der Deutschen Demokratischen Republik die zuständi­
gen Behörden der Bundesrepublik Deutschland über die 
Mißbrauchshandlung, die Beweismittel und die Person 
des Beschuldigt«! unterrichten. Die zuständigen Behör­
den der Bundesrepublik Deutschland werden die den 
allgemein üblichen Vorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland bezüglich der öffentlichen Ordnung ent­
sprechenden Maßnahmen treffen und können die zu­

ständigen Organe der Deutschen Demokratischen Repu­
blik darüber unterrichten.

Artikel 17
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten die erforderlichen Vor­
kehrungen treffen, damit ein Mißbrauch der Transit­
wege im Sinne von Artikel 16 dieses Abkommens ver­
hindert wird.
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
insbesondere Sorge dafür tragen, daß

a) die am Transitverkehr beteiligten Personen und Un­
ternehmen in geeigneter Weise über die Bestim­
mungen dieses Abkommens informiert werden;

b) die zuständigen Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland, wenn sie von einem beabsichtigten 
Mißbrauch der Transitwege Kenntnis erhalten, im 
Rahmen der allgemein üblichen Vorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland bezüglich der öffent­
lichen Ordnung geeignete Maßnahmen zur Ver­
hinderung des Mißbrauchs treffen werden;

c) der Grenzübertritt von Transportmitteln dann 
nicht gestattet wird, wenn die Transportmittel of­
fensichtlich nicht betriebs- oder verkehrssicher 
sind.

Artikel 18
1. Abgaben, Gebühren und andere Kosten, die den 

Verkehr auf den Transitwegen betreffen, einschließlich 
der Instandhaltung der entsprechenden Wege, Einrich­
tungen und Anlagen, die für diesen Verkehr benutzt 
werden, werden von der Bundesrepublik Deutschland 
an die Deutsche Demokratische Republik in Form einer 
jährlichen Pauschalsumme gezahlt.

2. Die von der Bundesrepublik Deutschland zu zah­
lende Pauschalsumme umfaßt:

a) die Straßenbenutzungsgebühren;
b) die Steuerausgleichsabgabe;
c) die Visagebühren;
d) den Ausgleich der finanziellen Nachteile der Deut­

schen Demokratischen Republik durch den Wegfall 
der Lizenzen im Linienverkehr mit Autobussen 
und der Erlaubniserteilung im Binnenschiffs­
verkehr sowie entsprechender weiterer finanzieller 
Nachteile.

Die Pauschalsumme wird für die Jahre 1972 bis 1975 
auf 234,9 Millionen DM pro Jahr festgelegt.

3. Die Bundesrepublik Deutschland überweist die 
Pauschalsumme jährlich bis zum 31. März, erstmalig bis 
zum 31. März 1972, auf ein Konto bei einer von der 
Deutschen Demokratischen Republik zu bestimmenden 
Bank in der Bundesrepublik Deutschland zugunsten der 
Deutschen Außenhandelsbank AG in Berlin.

4. Die Höhe der ab 1976 zu zahlenden Pauschalsumme 
und die Bestimmung des Zeitraumes, für den diese 
Pauschalsumme gültig sein soll, werden im zweiten 
Halbjahr 1975 unter Berücksichtigung der Entwicklung 
des Transitverkehrs festgelegt.

Artikel 19
1. Die Abkommenspartner bilden eine Kommission 

zur Klärung von Schwierigkeiten und Meinungsver­
schiedenheiten bei der Anwendung oder Auslegung die­
ses Abkommens.

2. Die Delegation jedes Abkommenspartners wird in 
der Kommission durch einen bevollmächtigten Vertre­
ter des Ministers für Verkehrswesen der Deutschen


